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A. Einleitung

Paritätisches Wahlrecht polarisiert: Paritätsbefürworter schließen aus dem
niedrigen Frauenanteil im Parlament von 35 Prozent im Bundestag und durch-
schnittlich 31 Prozent in den Landtagen,1 dass das aktuelle, geschlechtsneutrale
Wahlrecht „Verfassungsbruch in Permanenz“ sei.2Denn „das Demokratieprinzip
ist nicht nur auf die Gewährleistung eines gleichen aktiven und passiven Wahl-
rechts, sondern auch auf die Umkehr des historischen Ausschlusses von Frau-
en gerichtet“.3 Daher seien Quoten „zur Steigerung des Frauenanteils im Bun-
destag ebenso wie in den Landtagen und Kommunalvertretungen überfällig.“4
Kritiker paritätischen Wahlrechts fürchten demgegenüber, dass Parität „in die
Abgründe identitärer Demokratiemodelle“ führe.5 Für sie bedeutet die Berück-
sichtigung des Geschlechts bei der Kandidatenaufstellung „nicht Vielfalt, son-
dern identitärer Ständestaat, der nicht das Gemeinsame, sondern das Trennende
ins politische Zentrum rückt“.6Mit den Entscheidungen der Landesverfassungs-
gerichte aus Thüringen und Brandenburg erreichte die Diskussion um paritäti-
sches Wahlrecht seinen bisherigen Höhepunkt. Sowohl der Landesverfassungs-
gerichtshof Thüringen als auch das Landesverfassungsgericht Brandenburg
sahen die Pflicht der Parteien zur Aufstellung geschlechteralternierender Listen
als verfassungswidrig an.7 Doch damit scheint die Diskussion um paritätisches
Wahlrecht nicht beendet zu sein. So forderte jüngst die Bundestagspräsidentin
Bärbel Bas, man müsse „einen verfassungskonformen Weg finden, wie wir die
50:50 mindestens bei der Kandidatenaufstellung durch die Parteien erreichen.“8

1 Vgl. für den Bundestag: https://www.destatis.de/DE/Themen/Laender-Regionen/Inter
nationales/Thema/allgemeines-regionales/frauenanteil-parlamente.html und für die Länder:
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/741909/umfrage/frauenanteil-in-den-landespar
lamenten-in-deutschland/, beide zuletzt abgerufen am 21. Juni 2023. Der Frauenanteil lag im
Juni 2023 mit 43% in Hamburg am höchsten, mit 27% in Bayern am niedrigsten.

2 Bezugnehmend auf ein Zitat von Elisabeth Seidler: Laskowski, djbZ 2014, 93 (93).
3 Röhner, djbZ 2019, 125 (126).
4 Brosius-Gersdorf, Ergebnisparität oder Chancengleichheit?, Verfassungsblog vom 25. Fe-

bruar 2019.
5 Gärditz, Keine Normen gegen röhrende Platzhirsche, lto vom 19. November 2018.
6 Gärditz, Keine Normen gegen röhrende Platzhirsche, lto vom 19. November 2018.
7 ThürVerfGH, NVwZ 2020, 1266; VerfG BbG, NJW 2020, 3583; NVwZ 2021, 59.
8 So zitiert in: Bas will mehr Frauen im Bundestag, zdf heute vom 18. März 2023, ab-

rufbar unter https://www.zdf.de/nachrichten/politik/baerbel-bas-wahlrechtsreform-frauen-ge
schlechterparitaet-100.html, zuletzt abgerufen am 18. Juli 2023.



2 A. Einleitung

Grund für die sehr gegensätzlichen Reaktionen auf paritätisches Wahlrecht
ist, dass es die grundlegende Frage berührt, wann Wahlen gerecht ablaufen
und wie das Wahlrecht ausgestaltet sein muss, damit jeder gleichberechtigt an
ihnen teilnehmen kann. Gleichberechtigte Teilnahme setzt gleiche Startchancen
der Teilnahme voraus. Doch darüber, ob gleiche Chancen schon durch formal
gleiche Rahmenbedingungen sichergestellt oder ob sie erst durch staatliche In-
tervention hergestellt werden, gehen die Meinungen auseinander. Die andere
Herausforderung paritätischen Wahlrechts ist, dass die relevanten Rechtsposi-
tionen von beiden Seiten angeführt, aber unterschiedlich interpretiert werden:
Die Gleichheit der Wahl soll eingeschränkt werden, um die Wahlrechtsgleich-
heit zu erweitern. Traditionelle Vorstellungen von Demokratie werden aufgege-
ben, um ein „Mehr an Demokratie“ zu erreichen.

Gerade bei einer so polarisierten Debatte kann die Außenperspektive sinn-
voll sein, um einen neutralen (oder neutraleren) Blick auf die Diskussion werfen
zu können. Dabei bietet sich für paritätisches Wahlrecht in besonderer Weise
der Vergleich mit Frankreich an. Denn obwohl sich verfassungsrechtliche und
einfachgesetzliche Regelungen zu geschlechterparitätischem Wahlrecht mittler-
weile in über 60 Ländern finden lassen,9 taucht fast ausschließlich die Franzö-
sische Republik als Referenz im deutschen Diskurs auf. Dort haben nach einer
Verfassungsänderung seit dem Jahre 2000 geschlechterparitätische Regelungen
Eingang in das Wahlsystem gefunden. Heute gibt es paritätische Regelungen für
dieWahlen zu kommunalen Vertretungen, auf Ebene der Départements und Ré-
gions, für die Wahlen zum Sénat, zur Assemblée nationale und zum Europäi-
schen Parlament. Interessant ist Frankreich aber auch vor allem deshalb, weil
der Paritätsdiskurs in Frankreich nicht gradlinig verlief, sondern, wie es die So-
zialwissenschaftlerin Éléonore Lépinard formulierte, eine Geschichte voll „un-
erwarteter Entwicklungen, überraschender Wendungen und epischer Schlach-
ten“ war10. Als paritätischesWahlrecht Anfang der 1980er Jahre das ersteMal vor
dem Verfassungsgericht verhandelt wurde, wurde es als mit der französischen
Konzeption von Gleichheit und Souveränität, mit den Grundfesten der Fran-
zösischen Republik als unvereinbar angesehen. Wie in Deutschland fürchtete
man die „Rückkehr des Ständestaates“, meinte damit aber den vor-revolutionä-

9 Vgl. International Institute for Democracy and Electoral Assistance, Gender Quota Da-
tabase, abrufbar unter https://www.idea.int/data-tools/data/gender-quotas, zuletzt abgerufen
am 21. Juni 2023. Jüngst hat bspw. Indien eine 33% Quote im Unterhaus beschlossen, vgl.
UN Women, India passes law to reserve seats for women legislators, abrufbar unter https://
www.unwomen.org/en/news-stories/feature-story/2023/10/india-passes-law-to-reserve-seats-
for-women-legislators, zuletzt abgerufen am 11. Oktober 2023. Für einen Regelungsentwurf
auf EU-Ebene siehe https://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document/EPRS_BRI
(2023)751447, zuletzt abgerufen am 11. September 2023.

10 Lépinard, Politics, Groups, and Identities 2016, 231 (234): „The story of gender quotas
in France goes back several decades and is full of unexpected developments, surprising twists,
and epic battles.“



3

ren Zustand. Zwanzig Jahre später hingegen wurde mit einer breiten Mehrheit
die Verfassung dahingehend ergänzt, dass der gleiche Zugang vonMännern und
Frauen zu politischen Ämtern gefördert werden soll. Frankreich bildet damit die
unterschiedlichen Pole ab, die in der Paritätsdiskussion eingenommen werden
können. Trotz der gebotenen Zurückhaltung beim Verfassungsrechtsvergleich
angesichts der unterschiedlichen rechtskulturellen Rahmenbedingungen,11 soll
Frankreich in der vorliegenden Arbeit daher als Vergleichspunkt dienen, an dem
die Herausforderungen paritätischenWahlrechts klarer herausgearbeitet werden
können.

EinenÜberblick über die historischeEntwicklung inFrankreichunddie heute
und in der Vergangenheit praktizierten Maßnahmen bietet der Abschnitt B, der
sich zudem mit den begrifflichen Grundlagen und der bisherigen Rechtsent-
wicklung in Deutschland befasst. Auf dieser Grundlage soll untersucht werden,
welche Beeinträchtigungen von paritätischemWahlrecht ausgehen können (Ab-
schnitt C). In Abschnitt D werden sodann die Rechtfertigungsmöglichkeiten be-
handelt, bevor abschließend in einem Abschnitt E die Chancen und Heraus-
forderungen bei der Umsetzung paritätischer Maßnahmen beleuchtet werden.

11 Siehe zu Grenzen und Herausforderungen rechtsvergleichender Untersuchungen nur
Kischel, Rechtsvergleichung, §3 Rn. 95ff., 202ff.





B. Parität – Annäherung und Bestandsaufnahme

Die Diskussionen um paritätisches Wahlrecht beginnen in Deutschland unge-
fähr Anfang der 2010er Jahre. Vorher wurde stets von Frauenquoten gesprochen.
Zudem wird in Deutschland im Zusammenhang mit paritätischen Maßnahmen
regelmäßig auch der französische Begriff „Parité“ verwendet. Auch das erste Pa-
ritätsgesetz auf Länderebene trug den Titel „Parité-Gesetz“. Aufgrund der be-
grifflichen Vielfalt sollen daher zunächst Gemeinsamkeiten und Unterschiede
der drei Begriffe „Parität“, „Parité“ und „Quote“ herausgearbeitet werden (I.).
Dem schließt sich ein allgemeiner und nicht auf die deutsche Paritätsdebat-
te begrenzter Überblick über die möglichen Modelle paritätischen Wahlrechts
an (II.). In der deutschen Diskussion um paritätisches Wahlrecht wird regel-
mäßig auf Frankreich Bezug genommen. Dort existieren paritätische Maß-
nahmen seit über zwanzig Jahren. Die aktuellen und in der Vergangenheit in
Frankreich praktizierten Maßnahmen sollen daher in (III.) aufgeführt und den
Regelungen gegenübergestellt werden, die in Deutschland auf Ebene der Par-
teien umgesetzt worden sind oder in den bisherigen Paritätsgesetzen angedacht
waren. Bis zur Einführung paritätischen Wahlrechts war es in Frankreich ein
langer Weg. Dieser soll in (IV.) nachgezeichnet und ein Überblick über die (bis-
her noch kurze) Geschichte paritätischen Wahlrechts in Deutschland gegeben
werden. Schließlich wird in (V.) untersucht, wie Deutschland in diesem Kontext
auf seinen französischen Nachbarn schaut.

I. Parität, Parité und Frauenquoten – Begriffsbestimmung

In der deutschen Diskussion um frauenfördernde Maßnahmen im Wahlrecht
wird wahlweise von „Parität“ oder von „Parité“ gesprochen. Dass diese beiden
Begriffe synonym verwendet werden können, zeigt sich daran, dass die beiden
deutschen Gesetze, die eine Steigerung des Frauenanteils in der Politik mit im
Wesentlichen gleichen Maßnahmen anstrebten, in Thüringen als Paritätsgesetz
und in Brandenburg als Parité-Gesetz bezeichnet wurden.1 Parität bedeutet dem

1 2. Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes – Parité-Gesetz –
vom 12. Februar 2019, GVBl.I/19, und 7. Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes – Ein-
führung einer paritätischen Quotierung – vom 30. Juli 2019, GVBl. 2019, S. 322.



6 B. Parität – Annäherung und Bestandsaufnahme

Wortsinn nach „Gleichsetzung, -stellung, zahlenmäßige Gleichheit“.2 Parité ist
dem Französischen entlehnt und bedeutet ebenfalls „égalité de répartition“.3Das
Begriffspaar Parität/Parité bedeutet damit im Kern: gleiche Verteilung. In der
Rechtswissenschaft bezeichnet Parität u. A. die gleiche Besetzung eines Gremi-
ums unter gleichmäßiger Berücksichtigung verschiedener Gruppen4 oder die
konfessionelle Parität, d. h. die Gleichbehandlung der verschiedenen Religionen
durch den Staat.5 Wird im Deutschen der Begriff „Parité“ verwendet, ist damit
ausschließlich der gleiche Zugang der Geschlechter zum Parlament gemeint. Be-
wusst wird der Anschluss an Frankreich gesucht, wo es seit mehr als zwanzig
Jahren Paritégesetze gibt. Interessanterweise ist parité in Frankreich nicht auf
die Geschlechtergleichheit begrenzt, sondern wird wie sein deutsches Pendant
„Parität“ beispielsweise mit der gleichen Besetzung von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern im Conseil de prud’hommes6 oder von Pächtern und Verpächtern
im auf landwirtschaftliche Pachtangelegenheiten spezialisierten Tribunal pari-
taire des baux ruraux assoziiert.7 Für die geschlechtsbezogene Verwendung wird
explizit von „parité hommes-femmes“ gesprochen, die aber in den Gesetzes-
texten und Gerichtsentscheidungen keine Verwendung findet.8 Dort wird aus-
schließlich vom „gleichen Zugang“ von Männern und Frauen („l’égal accès des
femmes et des hommes“) gesprochen. Zudem wird parité in der gesellschaftli-
chen Diskussion zunehmend von der „mixité“ abgelöst.9

Im internationalen Diskurs ist demgegenüber meist von Quoten die Rede.10
Der Begriff „Frauenquote“ wird in Deutschland nur im Zusammenhangmit ver-
bindlichen Vorgaben zur Steigerung des Frauenanteils im öffentlichen Dienst
und in der Privatwirtschaft verwendet.11 Auch in Frankreich startete die De-

2 Der Duden, Parität, abrufbar unter https://www.duden.de/rechtschreibung/Paritaet, zu-
letzt abgerufen am 16. Juni 2023.

3 Le Robert, parité, https://dictionnaire.lerobert.com/definition/parite, zuletzt abgerufen
am 16. Juni 2023.

4 So Groh, in: Weber (Hrsg.), Weber kompakt, Rechtswörterbuch, Stichwort: Parität.
5 Zu Parität im religionsrechtlichen Begriffsverständnis nur Koritoth, in: Dürig/Herzog/

Scholz, Art. 140 Rn. 32.
6 Art. L1421–1 Abs. 1 Code du travail. Der Conseil de prud’hommes befindet über indi-

vidualarbeitsrechtliche Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und -gebern, vgl. Ferrand, in:
Sonnenberger/Classen (Hrsg.), Einführung in das französische Recht, S. 446.

7 Art. L492–1 Code rural et de la pêche maritime. Siehe dazu Ferrand, in: Sonnenberger/
Classen (Hrsg.), Einführung in das französische Recht, S. 447.

8 Für diese Feststellung auch Sénac-Slawinski, La parité, S. 5.
9 Siehe nur beispielshaft Ministère de l’économie, des finances et de la souveraineté in-

dustrielle et numérique, Mixité et égalité professionnelle dans les entreprises, abrufbar unter
https://www.entreprises.gouv.fr/fr/mixite-et-egalite-professionnelle-dans-entreprises; École
nationale de magistrature, Attractivité et mixité de la magistrature, abrufbar unter https://www.
enm.justice.fr/actu-16042020-attractivite-et-mixite-de-la-magistrature-des-enjeux-forts-pour-
l-enm, beide Links zuletzt abgerufen am 16. Juni 2023.

10 Dahlerup, Has Democracy Failed Women?, S. 59ff.
11 Siehe nur beispielhaft Langenfeld, in: Dürig/Herzog/Scholz, Art. 3 Abs. 2 Rn. 89ff.
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batte um frauenfördernde Maßnahmen im Parlament zunächst mit dem Begriff
Quote.12 Nachdem ein Gesetz, das Quoten im Kommunalrecht vorsah, Anfang
der 80er Jahre an verfassungsrechtlichen Hürden scheiterte, wurde in der gesell-
schaftlich-politischen Debatte zunehmend auf parité abgestellt.13 Der Begriffs-
wechsel wurde mit einem vermeintlichen (aber im Ergebnis nicht überzeugen-
den) Unterschied zwischenQuoten und parité begründet; im Kern sollten damit
jedoch die bestehenden Vorurteile gegenüber Quoten überwunden werden.14
Indem in Deutschland die Begriffe Parität/Parité verwendet werden, wird im-
plizit Anschluss an den französischen Diskurs gesucht.15

Ungeachtet dieser vor allem historisch begründeten Begriffswahl bestehen
(wenn auch nicht international, jedoch in Deutschland und Frankreich) feine
Unterschiede zwischen Quoten und Parität/Parité. Während der Begriff der
Quote eine Vorgabe zur Erreichung eines Höchst- oder Mindestprozentsatzes
an Personen eines Geschlechts beschreibt, gibt der Begriff Parität/Parité das
Fernziel vor (langfristig) eine gleiche, d. h. hälftige Verteilung von Männern
und Frauen zu erreichen.16 Da eine hälftige Verteilung nur angestrebt wird, ent-
spricht Parität/Parité daher auch keiner 50 Prozent Quote. Als paritätischeMaß-
nahmen werden auch alle weiteren Maßnahmen bezeichnet, mit denen eine
Steigerung des Frauenanteils im Parlament dadurch erreicht werden soll, dass
bei der Nominierung der Kandidaten geschlechtsspezifische Vorgaben berück-
sichtigt werden müssen.17 Anders als dem Begriff der Quote schwingt der Ver-
wendung des Begriffs Parität/Parité zudem ein emotionales Element mit: Pari-
tät/Parité soll keinen Selbstzweck darstellen und sich auf die Erreichung eines
bestimmten Geschlechteranteils im Parlament beschränken, sondern langfristig
Geschlechtergerechtigkeit herstellen.18

12 Zu den Entscheidungen Quotas par sexe noch ausführlich infra C. I.1.b)bb).
13 Dazu ausführlich Bereni/Lépinard, RFSP 54 (2004), 71 (passim).
14 Zum negativen Ansehen von Quoten vgl. Sénac-Slawinski, La parité, S. 6. Zu den ver-

meintlichen Unterschieden zwischen Quoten und parité infra D.IV.2.a)cc).
15 Zur Vorbildrolle Frankreichs für die deutsche Diskussion um Parität infra B. V.
16 Halimi, La parité dans la vie politique, S. 35. Vgl. zur Definition von parité auch Demi-

chel, Recueil Dalloz 1996, 95 (95). So auch Sénac-Slawinski, La parité, S. 4.
17 So auch Regelungen, die bspw. durch die Kürzung der Parteifinanzierung den Parteien

nur einen Anreiz setzen wollen, mehr Frauen zu nominieren. Zur Umsetzung einer entspre-
chenden Regelung in Frankreich infra E.III.1.a). Zur Bezeichnung entsprechender Maßnah-
men als „paritätisch“ in Deutschland vgl. nur das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes
zur Geschlechterparität bei Wahlen nach französischem Vorbild, WD 3–3000 – 291/14, insb.
S. 17ff.

18 Sénac-Slawinski, La parité, S. 5; Laskowski, djbZ 2014, 93 (passim).
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II. Überblick über verschiedene Modelle
zur Steigerung des Frauenanteils

Da Parität kein festes Konzept beschreibt, sondern alle Maßnahmen mit dem
Ziel, den Frauenanteil im Parlament auf ca. 50 Prozent zu steigern, umfasst, be-
steht eine große Vielfalt an möglichenMaßnahmen, um dieses Ziel zu erreichen.
Die Wege zur paritätischen Besetzung von Parlamenten sind divers und unter-
scheiden sich darin, ob es sich um private oder gesetzliche Maßnahmen han-
delt, in welchem Abschnitt des Kandidatenauswahlprozesses sie wirken, in wel-
chem Wahlsystem sie umgesetzt werden und wie verpflichtend sie sind.19 Einen
Überblick über die unterschiedlichen Typen frauenfördernder Maßnahmen im
Wahlrecht und die weltweite Umsetzung bietet die Datenbank des Internatio-
nal Institute for Democracy and Electoral Assistance (IDEA).20 Aufgrund der
Orientierung an IDEA wird in diesem Abschnitt auch von Quoten, nicht von
Parität gesprochen. Zudem bezieht sich IDEA lediglich auf geschlechterbinäre
Regelungen und berücksichtigt alternative Geschlechterzuordnungen, wie das
Dritte Geschlecht in Deutschland, nicht gesondert.21

1. Herkunft – Freiwillige, gesetzliche und im Verfassungstext
vorgeschriebene Quoten

Paritätische Maßnahmen unterscheiden sich zuallererst nach ihrer Herkunft.
Erstmals tauchten sie Mitte der 80er Jahre als freiwillige Regelungen auf, zu
denen sich die politischen Parteien selbst verpflichteten.22 Paritätische Regelun-
gen auf Parteienebene betreffen die Kandidatennominierung entweder für Par-
lamentswahlen oder für die Besetzung innerparteilicher Gremien. Daneben gibt
es Maßnahmen, durch die der Gesetzgeber auf die Kandidatenaufstellung oder
die Sitzverteilung im Parlament Einfluss nimmt. In selteneren Fällen finden sich
solche Vorgaben auch direkt im Verfassungstext. Freiwillige Maßnahmen der
Parteien sind heute in Deutschland und Frankreich im Allgemeinen als zulässig
anerkannt.23 Sie sollen hier daher nicht eingehend betrachtet werden.

19 Umfassender Überblick bei: Dahlerup et al., Atlas of Electoral Gender Quotas, S. 16ff.
20 International Institute for Democracy and Electoral Assistance, Gender Quotas Databa-

se, abrufbar unter https://www.idea.int/data-tools/data/gender-quotas, zuletzt abgerufen am
20. Juni 2023.

21 Zum Dritten Geschlecht und seiner Berücksichtigung im Kontext paritätischer Maß-
nahmen noch infra C. I.2.c).

22 Dahlerup et al., Atlas of Electoral Gender Quotas, S. 27.
23 Für Deutschland siehe nur:Morlok, in Dreier II, Art. 21 Rn. 139. Vgl. für die Freiheit der

Parteien bei der Ausgestaltung der innerparteilichen Kandidatennominierung in Frankreich:
Rambaud, Droit des élections et des référendums politiques, S. 438.
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2. Abschnitt des Auswahlprozesses – Anwärterquoten, Kandidatenquoten
und reservierte Sitze

Es gibt drei Arten von Quoten, die sich dadurch unterscheiden, welchen Teil
des Auswahlprozesses sie berühren.24 Anwärterquoten betreffen die innerpar-
teiliche Aufstellung und schreiben einen gewissen Prozentsatz vor, zu dem die
Geschlechter imNominierungsverfahren vertreten sein müssen. Ein Beispiel für
Anwärterquoten wäre eine Regelung, die besagt, dass die Hälfte aller Personen,
die zur Diskussion stehen als Kandidaten nominiert zu werden, Frauen sein
müssen. Weiter gehen Kandidatenquoten, die vorschreiben, dass ein bestimmter
Prozentsatz der aufgestellten Kandidaten Frauen bzw. Männer sein müssen. Am
weitesten gehen sogenannte reservierte Sitze, bei denen vorgeschrieben wird,
dass ein bestimmter Prozentsatz oder eine bestimmte Anzahl an Gewählten
Frauen sein müssen. Dies kann durch Wahlkreise, in denen nur Frauen gewählt
werden können, durch eigene „Frauenlisten“ oder durch sogenannte „best loser“
Systeme umgesetzt werden, bei denen unabhängig vom tatsächlichen Wahl-
ergebnis im Vergleich zu den männlichen Kandidaten, bestimmte Sitze für die
Frauen mit den besten Wahlergebnissen vorgesehen sind. Tandemmodelle, bei
denen Parteien einen Mann und eine Frau in einem Wahlkreis aufstellen müs-
sen, werden nach dieser Kategorisierung zu den Kandidatenquoten gezählt, da
sie Vorschriften für die Kandidatennominierung machen und nicht bestimmte
Sitze für Personen eines Geschlechts reservieren.25 Da Regelungen zu reservier-
ten Sitzen nur außerhalb Europas existieren, sollen sie in der vorliegenden Un-
tersuchung keine Beachtung finden.26 Ebenso sollen auch gesetzliche Anwärter-
quoten hier keine Rolle spielen.

3. Wahlsystem – Quoten-Modelle bei Mehrheits- und Verhältniswahl

Schließlich unterscheiden sich Quoten in ihrer konkreten Umsetzung auch
darin, in welchem Wahlsystem sie verwendet werden. Im Mehrheitswahlrecht
wird dabei in Ein- oder Mehrpersonenwahlkreisen (b), im Verhältniswahlrecht
auf der Grundlage von Parteilisten gewählt (a). In gemischten Wahlsystemen
kann auch ein Ausgleich bei Verrechnung der verschiedenen Stimmen vorgese-
hen werden (c).

24 Siehe zum Ganzen: International Institute for Democracy and Electoral Assistance, Quo-
tas, abrufbar unter https://www.idea.int/data-tools/data/gender-quotas/quotas#different, zu-
letzt abgerufen am 17. Juni 2023.

25 Dahlerup et al., Atlas of Electoral Gender Quotas, S. 17, 25 f.
26 Reservierte Sitze gibt es in 25 Staaten, vgl. die Datenbank des International Institute for

Democracy and Electoral Assistance, Reserved Seats, https://www.idea.int/data-tools/data/gen
der-quotas/reserved-overview, zuletzt abgerufen am 17. Juni 2023.
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a) Modelle zur paritätischen Listenbesetzung
Im Verhältniswahlrecht wird wahlweise mit offenen oder starren Listen gewählt.
Während die Kandidatenreihenfolge bei starren Listen durch die Parteien vor-
gegeben ist, ist der Wähler bei den offenen Listen nicht an die Reihung der Liste
gebunden, sondern wählt einzelne Kandidaten von der Liste. In beiden Fällen
kann eine Quotierung für die gesamte Liste (beispielsweise müssen auf der ge-
samten Liste zu 50 Prozent Frauen aufgestellt werden), Quotierungen in be-
stimmten Abschnitten (von jeweils sechs Kandidaten müssen beispielsweise die
Hälfte Frauen sein), oder eine feste Reihenfolge (abwechselnd wird ein Mann
und eine Frau aufgestellt) vorgesehen werden. Grundsätzlich werden dabei al-
ternierende Listen als am effizientesten angesehen, um einen ausgeglichenen
Anteil der Geschlechter zu gewährleisten.27

b) Modelle zur paritätischen Aufstellung in den Wahlkreisen
In Einpersonenwahlkreisen sind paritätische Maßnahmen nur schwierig um-
zusetzen, da jede Partei nur eine einzige Person aufstellt. Möglich ist es aber, das
Geschlechterverhältnis aller Kandidaten einer Partei in allen Wahlkreisen glo-
bal zu betrachten und die Parteien zu verpflichten, bei der Aufstellung ein be-
stimmtes Geschlechterverhältnis zu berücksichtigen. Quoten sind hingegen bei
Mehrpersonenwahlkreisen möglich. Hervorzuheben sind insbesondere Zwei-
personenwahlkreise, in denen Parteien gemischtgeschlechtliche Kandidaten-
tandems aufstellen können. Mögliche Varianten sind dabei, dass Wähler eine
Stimme haben, um ein Tandem zu wählen, oder zwei geschlechtergebundene
Stimmen haben, die sie auch auf die Kandidaten unterschiedlicher Parteien ver-
geben können. Daneben gibt es noch als dritte Möglichkeit eine optionale Kan-
didatur im Tandem, bei der es den Parteien freigestellt wird, ob sie einen Einzel-
kandidaten oder ein geschlechterparitätisch besetztes Tandem aufstellen.

c) Ausgleich über die Wahlliste
Schließlich kann zumindest bei einem Nebeneinander von Mehrheits- und Ver-
hältniswahlrecht ein Ausgleich über die Wahlliste stattfinden.28 Diese Regelung
kann daher nur in gemischten Systemen wie dem deutschen personalisierten
Verhältniswahlrecht umgesetzt werden.29 Auf Deutschland angewendet, würden
zunächst nur die Erststimmenplätze vergeben. Träfe dann das Ergebnis nicht das
vorgeschriebene Geschlechterverhältnis, so würden bei der Vergabe der durch
die Zweitstimme zu bestimmenden Mandate erst nur Frauen berücksichtigt.

27 Nur beispielhaft Conseil de l’Europe, Participation équilibrée des femmes et des hommes
à la prise de décision, S. 10.

28 So vorgeschlagen von Lukoschat/Belschner, Macht zu gleichen Teilen, S. 19.
29 Dazu noch infra B.III.1.a).
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